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Die öſterreichiſche Reichsvertretung. 
Von Dr. Karl Hugelmann. 
N) 

Das Abgeordnetenhaus des öſterreichiſchen Reichsrathes ſetzt ſich 
ſeit dem Jahre 1873 aus 353 Mitgliedern zuſammen. Es überragt 
ſomit die Mitgliederzahl des Abgeordnetenhauſes im Geſammtreichsrathe 
von 1861 und konunt jener des Volkshauſes nach dem Kremſierer Ent— 
wurfe nahe; keiner der Landtage reicht an dieſe Zahl auch nur ent: 
fernt heran. 

Die Vermehrung der Abgeordnetenzahl findet ſich natürlich in 
allen Ländern; die Abgeordnetenziffer ſteigt nunmehr, von 3 in Vor— 
arlberg, je 4 in Görz, Trieſt und Iſtrien, 5 in Salzburg, je 9 in 
Kärnten, Dalmatien und der Bukowina, je 10 in Krain und Schleſien, 
17 in Oberöſterreich, 18 in Tirol, bis zu 23 in Steiermark, 36 in 
Mähren, 37 in Niederöſterreich, 63 in Galizien, 92 in Böhmen 
auf. Die Vermehrung der Abgeordnetenzahl iſt aber hienach nicht in 
allen Ländern eine gleichmäßige geweſen. Ju Görz, Iſtrien, Trieſt 
wurde die Abgeordnetenzahl verdoppelt, in Niederöſterreich griff man 
ſogar über dieſes Ziel hinaus, in den übrigen Ländern wechſelt die 
Vermehrung uur zwiſchen 50 und 80 Percent, und hiemit iſt der 
Punkt gegeben, welcher zunächſt die Kritik herausfordern mußte. 

Schon der Ausſchußbericht des Abgeorduetenhanſes machte es 
geltend, daß durch die neue Zifferngruppirung der Regierungsvorlage die 
Bevorzugung der kleineren Länder eine noch ſtärkere werden mußte, als 
bisher. Hiermit waren aber die Incongruenzen keineswegs erſchöpft. Es 
blieb noch zu erklären, weshalb unter den Ländern gleicher Dimenſion 
Verſchiedenheiten zugelaſſen wurden, weshalb Vorarlberg gegen Görz 
und Iſtrien, Oberöſterreich gegen Tirol, weshalb namentlich Galizien 
und Mähren gegen Böhmen zurückſtehen ſollten. 


noch hinausgreifend, bei Niederöſterreich die Abgeordnetenziffer ſogar 


Vergl. Nr. 11 l. J. dieſer Zeitſchrift. 


mehr als verdoppelte, weil gerade Niederöſterreichs und Wiens Bedeutung 


| ſeit 1861 unverhältnißmäßig geftiegen ſei, jo war dies jedenfalls ein in 


die Wahlreform hineingetragener fremder Gedanke, ganz abgeſehen davon, 
daß die Nothwendigkeit dieſer Correctur auch ſonſt noch zu beweiſen war. 

In dem Augenblicke, in welchem man zu einer durchgängigen 
Verdoppelung der Abgeordnetenſitze nicht ſchreiten wollte, war eben bei 
einzelnen Ländern eine Abrundung der Ziffern unausweichlich. Damit 
war aber auch die Verſuchung ſehr nahegelegt, mit der Vermehrung der 
Abgeorduetenzahl die Würdigung anderer Rückſichten zu verknüpfen, und 
ſowie man einmal, von dem Grundſatze der Wahlreform abweichend, 
das Gleichgewicht der Länder neu zu regeln unternahm, war der Schritt 
zu Weiterem von ſelbſt gegeben. 

In die Abwägung der Kräftedynamik der einzelnen Länder drängte 
ſich dann ſofort noch ein anderer Geſichtspuukt mit zwingender Macht 
ein, nämlich die Bewerthung der einzelnen Intereſſeukategorien. Der die 
Wahlreform beherrſchende Gedanke verlangte, daß die bisher in den 


Landtagen und im Reichsrathe vertretenen Elemente im Weſentlichen auch 


im Jahre 1873 als Wählerclaſſen für den Reichsrath feſtgehalten werden 
ſollten; die Congruenz der Verhältuiſſe iſt aber Angeſichts der veränderten 
Hauptſummen nicht überall ſeſtzuhalten geweſen, oder nicht überall feſt— 
gehalten worden. 

Zunächſt hat eine Kategorie der Landtagselemente gar keine Ver 
tretung im Reichsrathe erhalten, nämlich jene der Virilſtimmen. Sowie 
auf die Träger der Virilſtimmen ſchon im Nothwahlgeſetze von 1868 
keine Rücksicht genommen war, ſo ſind dieſe jetzt (bis auf vier geiſtliche 
Würdenträger in Tirol, welche von nun an das erſte Wahlcolleg im 


Großgrundbeſitz bilden) aus der Wählerclaſſe für den Reichsrath beſeitigt. 


Praktiſch mag dies für die Zuſammenſetzung des Reichsrathes ohne großen 
Erfolg geweſen ſein, allein theoretiſch bleibt es von höchſter Bedeutung, 
daß man bei der Loslöſung des Reichsrathes von den Landtagen ſofort 
15 umhin kounte, die Baſis des erſteren wenigſtens etwas zu ver— 
rücken. 

Es iſt aber ferner auch bei den übrigen, beibehaltenen Intereſſen— 
kategorien eine Verſchiebung des Stärkeverhältniſſes eingetreten und hier 
iſt die praktiſche Wirkung von unmittelbar fühlbarer Bedeutung. 

8 Die Wählerclaſſen der Städte und Handelskammern haben auf 
Koſten der Landgemeinden und mehr noch auf Koſten des Großgrund⸗ 
beſitzes gewonnen, dies kennzeichnet die Tendenz der Reform. Auf das 
ſtädtiſche Element eutſallen jetzt nahezu 39 ſtatt 33 Percent der 
Mandate, die Landgemeinden hingegen ſind von 39 auf 37, die Groß— 
grundbeſitzer vou 28 auf 24 Percent zurückgegangen. Der Bevölkerungs 
zudrang zu den Städten genügt als Erklärungsgrund dieſer Zahlenver 
ſchiebungen nicht, denn er würde blos für die Städte gegen das Land 


ſprechen, aber eutweder gar nicht, oder nur weit ſchwächer für die 
Und wenn das Abgeordnetenhaus, über die Regierungsvorlage 


Städte gegen den Großgrundbeſitz und doch iſt die Zurückdrängung des 
letzteren noch bedeutender als jene der Landgemeinden. 

Es galt auch nicht, die Intereſſenvertretung in der Weiſe fort⸗ 
zubilden, daß die ſeit 1848 emancipirten Elemente ſchrittweiſe an 


Boden gewinnen ſollten, um ſchließlich die alten Ständeelemente in fich auf- 


zunehmen. Denn dann hatten vor Allem die Landgemeinden, welche als 
die hiſtoriſch zuletzt Eingereihten auch die kümmerlichſte Vertretung 
beſaßen, eine Erweiterung ihrer Vertretung erfahren müſſen.“) Es 
handelte ſich bei der Reform vielmehr darum, dem ſtädtiſchen Elemente in 
unſcheinbarer Weiſe die Führung in die Hand zu geben, und deshalb 
erhielt dieſes faſt zwei Drittel der Kammer zugetheilt. 

Die Vermehrung der Abgeordnetenzahl hat aber nicht nur in dem 
Stärkeverhältniß der Länder und Curien zu einander zu Veränderungen 
geführt, ſondern ſolche find auch ſonſt in der Gliederung der Intereſſen⸗ 
gruppen eingetreten. 

Die Erhöhung der Abgeordnetenziffer geſtattete es nunmehr nicht 
nur hie und da, ſondern in der Mehrzahl der Länder, alle vier Wähler⸗ 
claſſen aus einander zu halten. Eine Vereinigung des Großgrundbeſitzes 
oder der Landgemeinden mit einer anderen Wählerclaſſe findet ſich nun 
nirgends mehr. Nur die Städte und die Handelskammern werden noch 
in der kleineren Hälfte der Länder (in Görz, Iſtrien, Dalmatien, Krain, 
Tirol, Vorarlberg, Salzburg und Schleſien) zuſammengeworfen; der 
Großgrundbeſitz, das ſtädtiſche und ländliche Element bleiben jetzt durch— 
wegs ſtreug getrennt.“) 

Die durchgreifende Scheidung der drei großen Intereſſen— 
kategorien war möglich in Folge der Vermehrung der Abgeordnetenzahl. 
So bedeutend war aber dieſe Vermehrung noch immer nicht, als daß 
bei dem Beibehalte des Curienſyſtems die Conſtruction der Wahlbezirke 
in Stadt⸗ und Landgemeinden ohne Schwierigkeiten hätte vorgenommen 
werden können. 

Wenn die Wahl aus der Bevölkerung heraus nicht an der Größe 
der Wahlbezirke ſcheitern ſollte, ſo mußte nunmehr der Grundſatz der 
einnamigen Wahl in überwiegender Weiſe zur Geltung gelangen. In 
der Curie der Landgemeinden findet ſich nach der Reichsrathswahl— 
ordnung von 1873 nicht ein einziger Fall von Cumulativwahlen, in 
jener der Städte konumt eine Cumulativwahl nur fünfmal (Linz, Brünn, 
Krakau, Lemberg mit je 2, Junere Stadt von Wien mit 4 Abgeord⸗ 
neten), in jener der Handelskammern nur viermal (Prag, Reichenberg, 
Brünn, Wien mit je 2 Abgeordneten) vor.““) 

In einer Curie allein, im Großgrundbeſitze, iſt dieſe Conſequenz 
nicht gezogen worden. Hier ſollte es auch dort, wo auf ein Land 
mehrere Vertreter des Großgrundbeſitzes entfielen, als Regel gelten, daß 
die Wähler des ganzen Landes nur ein Wahlcollegium bilden; Galizien, 
welches in 20 Wahlbezirke eingetheilt iſt, daun Tirol und die Buko— 
wina, wo ſich die Scheidung in zwei Wahlkörper, einen geiſtlichen und 


*) Die Landgemeinden haben nur eine Vermehrung der Wahlmänner, 
und zwar inſoferne erhalten, als dann, wenn die Einwohnerzahl einer Gemeinde 
durch 500 nicht theilbar iſt, auf deu Reſtbetrag immer noch ein Wahlmann 
kommt, mag dieſer Reſt größer oder kleiner als 250 ſein. 

*) Von den 29 Handelskammern üben 17 ihr Wahlrecht ſelbſtſtändig, 
12 im Vereine mit ſtädtiſchen Gemeinden aus. Der große Unterſchied, welcher 
in der politiſchen Berechtigung der einzelnen Handelskammern dadurch gemacht 
wurde, liegt auf der Hand. Es iſt aber auch klar, daß in dem letzteren Falle 
das Wahlrecht der Handelskammern überhaupt ſehr wenig zur Geltung kommen 
kann, da die Kammermitglieder mit den Wahlberechtigten des ſtädtiſchen Wahl 
bezirkes einen Wahlkörper bilden und in dieſer großen Zahl wohl nur bei 
gleichgewichtigen Parteien innerhalb der ſtädtiſchen Wählerſchaft einen belaug⸗ 
reichen Factor abgeben können. Die Conſequenz hatte es verlangt, jene Handels⸗ 
kammern, denen man einen eigenen Abgeordneten nicht gewähren konnte, zur 
Wahl zuſammenzufafſen; dazu wäre es aber nothwendig geweſen, über die 
Landesgrenzen hinauszugreifen, und es iſt daher ſehr begreiflich, daß man ſich 
hiezu bei dem erſten Verſuche, den Reichsrath von den Landtagen loszulöſen, 
nicht entſchließen konnte. Dem Reichsrathswahlrecht klebt eben noch überall die 
Eierſchale der Entſtehung aus dem Wahlrecht der Landtage an. 

kee), Daß die Wahlreform von 1873 nicht principiell eine Gegnerin von 
Cumulatipwahlen war, ſondern dieſe nur wegen der Größe der Wahlbezirke ver⸗ 
wars, geht aus dem Umſtande hervor, daß fie nicht nur bei den hervorragenden 
Handelskammern, ſondern auch bet den oben genannten Städten die Cumu⸗ 
lativwahl zuließ, obwohl bei den letzteren eine Gliederung der Wahlbezirke 
wenigſtens zum Theile leicht möglich geweſen wäre. So beſteht der Reichsraths⸗ 
wahlbezirk Linz ſchon nach der Landtagswahlordnung aus 2 und jener von 
Brünn ſogar aus 4 Wahlbezirken und ebenſo wäre wohl auch in Krakau und 
Lemberg eine weitere örtliche Gliederung durchführbar geweſen; in der inneren 
Stadt von Wien endlich hätte es nahegelegen, das in Trieſt angenommene 
Syſtem der Wahlkörper zur Anwendung zu bringen. Wenn man in Trieſt keinen 
Anſtand nahm, im Gegenſatze zu dem Princip unſeres politiſchen Wahlrechts das 
Dreiclaſſenſyſtem des Gemeindewahlrechts zur Geltung zu bringen, obwohl die 
örtliche Sonderung des Wahlbezirks ſchon durch den Gegenſatz des Territoriums 
und Landes empfohlen war, ſo hätten dieſelben Gründe auch in Wien für die 
Schaffung von Wahlkörpern geſprochen. Wie man alſo ſchon an dieſem Beiſpiele 
ſieht, fehlt es an principiellen Widerſprüchen nicht. 
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einen weltlichen, findet, waren die einzige Ausnahme. Ju Folge deſſen 
ſollten nunmehr in den einheitlichen Wahlacten des Großgrundbeſitzes in Krain 
und in der Bukowina je 2, in Oberöſterreich und Schleſien je 3, in 
Tirol und Steiermark je 4, in Niederöſterreich 8, in Mähren 9 und 
in Böhmen ſogar 23 Abgeorduete gewählt werden. 

Daß zwiſchen dieſem Vorwalten der einnamigen Wahl in Stadt 
und Land und jenem der Cumulativwahl im Großgrundbeſitze ein ent— 
ſchiedener Widerſpruch beſtand, iſt unläugbar. Allein abgeſehen hievon 
war die Cumulativwahl im Großgrundbeſitze ſeit 1873 eine noch gefähr- 
lichere als früher, weil das active und paſſive Wahlrecht jetzt iunerhalb 
der Curie zuſammenfiel und die Majoriſirung der Minoritäten des 
Großgrundbeſitzes nicht mehr wie früher durch außerhalb des Groß⸗ 
grundbeſitzes ſtehende Factoren, nämlich durch den Landtag, gemildert 
werden konnte. Die Macht des Zufalls war potenzirt und der Einfluß 
der Regierung geſteigert worden, es konnte daher von Anfang an 
keinem Zweifel unterliegen, daß hier der Ausgangspunkt gegeben war, 
au den jede weitere Reform anknüpfen mußte.“) 

Wir haben im Vorſtehenden die Frage der territorialen Gliederung 
der Wahlbezirke ſchon geſtreift. Nähere Betrachtung erfordert ſie aber 
noch hinſichtlich der Curien der Stadt- und Landgemeinden, und zwar 
um jo mehr, als das Problem der Wahlkreiseintheilung hier in dem Auhange 
zu den Landtagswahlordnungen ſehr wenig Anknüpfungspunkte fand. Bei 
der Reichsrathsbeſchickung durch die Landtage war erſtens uur in den acht 
größeren Ländern (Galizien, Böhmen, Mähren, Nieder- und Ober⸗ 
öſterreich, Tirol, Steiermark, Dalmatien) die Curienwahl nach Gruppen 
gebunden geweſen und zweitens waren dieſe Gruppen ſo umfangreich, 
daß ſie für die Reichsrathswahlbezirke bei den directen Wahlen unmöglich 
als Baſis dienen konnten. In Nieder- und Oberöſterreich gab es nur je 
2 Gruppen, etwa dem Unter- und Oberland entſprechend, in Steiermark, 
Böhmen, Mähren 3, 11 und 6, ſo ziemlich der alten Kreiseintheilung 
gemäß, in Tirol bei der Wahl für die Landgemeinden 3, für die 
Städte 2, in Galizien für erſtere 14, für letztere 5, in Dalmatien für 
erſtere 3, für letztere gar keine. Dieſe Gruppen, welche an Umfang den 
kleineren Ländern gleichkamen, konnten natürlich bei der Einführung der 
directen Wahlen nicht als die geographiſche Grundlage dienen, ſondern 
die Grundlage mußte hier neu geſchaffen werden. 

Dieſe geographiſche Auftheilung iſt bekanntlich nicht in der Reichs⸗ 
rathswahlordnung ſelbſt, ſondern in dem tabellariſchen Anhauge zu derſelben 
erfolgt. Nur das Princip hat ſchon in der Reichsrathswahlordnung ſelbſt 
Ausdruck gefunden, daß die Wahlbezirke der Landgemeinden durch die 
Zuſammenziehung von Gerichtsbezirken zu bilden ſeien. Dieſer eine Umſtand 
iſt der Geſetzgebung alſo als jo wichtig erſchienen, daß man ſich nicht 
damit begnügte, ihn bei der Fixirung der Wahlbezirke thatſächlich zur 
Geltung zu bringen, ſondern, daß man ihn auch abgeſondert hievon 
principiell feſtgeſtellt haben wollte. Es iſt daher aber auch möglich, das 
Urtheil über den Grundfatz von dem Urtheile über die Ausführung zu 
trennen, und wenn wir hier auch nicht der Wahlkreisgeometrie im Einzelnen 
folgen können, ſo iſt es doch an die Hand gegeben, den Motiven der 
principiellen Feſtſtellung nachzuſorſchen. 

Daß diefe Motive ſich wenigſtens nicht von ſelbſt verſtehen, wird 


*) Die Anomalie der Cumulativwahl mußte vor Allem in jenen drei 
Ländern empfunden werden, in welchen der Großgrundbeſitz nach den Landtags⸗ 
wahlordnungen in Wahlkörper zerfiel, ohne daß letztere jetzt berückſichtigt worden 
wären, nämlich in Böhmen, Mähren und Schleſien. In dieſen Ländern mußte 
der fideicommiſſariſche, beziehungsweiſe fürſtliche Grundbeſitz in der allgemeinen 
Großgrundbeſitzereurie aufgehen, während in der kleinen Bukowina (und bezie⸗ 
hungsweiſe auch in Tirol) die Sonderung in zwei Wahlkörper aufrechterhalten 
wurde. Wenn man dem noch entgegenhält, daß in Galizien die Zahl der Groß⸗ 
grundbeſitzer⸗Wahlcollegien durch die Reichsrathswahlordnung von 16 auf 20 
vermehrt wurde, ſo muß die Zuſammenziehung der Wahlcollegien in den zuerſt 
genannten Ländern, zumal in Böhmen und Mähren, als eine aus dem Principe 
der Wahlreform ſchwer zu rechtfertigende Maßregel erſcheinen. 

Eine Anomalie anderer Art findet ſich in der Curie der Höchſtbeſteuerten 
Dalmatiens. Dieſe Curie bildet nunmehr nur einen Wahlbezirk, da ſie nur einen 
Abgeordneten zu wählen hat, die geographiſche Structur des Landes hat es aber 
zur Nothwendigkeit gemacht, dieſe Wahl an vier verſchiedenen Wahlorten voll⸗ 
ziehen zu laſſen. Dieſe Anomalie drängt unwillkürlich die Frage auf, weshalb 
gerade in dieſer Curie eine Vermehrung der 1861 gewährten Abgeordnetenzahl 
nicht platzgegriffen hat. Und hätte hier ſchon nicht wie in den übrigen Curien 
Dalmatiens eine Verdopplung der Abgeordnetenziffer ſtattfinden können, ſo wäre 
noch immer der Ausweg möglich geweſen, die Höchſtbeſteuerten mit den Handels⸗ 
kammern zu combiniren und auf dieſe Weiſe zwei Wahlbezirke zu ſchaffen. Der 
Gegenſatz zu der dalmatiniſchen Landtagswahlordnung, in welcher allein von 
allen Landtagswahlordnungen eine Gliederung der erſten Curie nach Bezirken 
vorkommt, iſt jedenfalls ein auffälliger. 


ſchwer zu läugnen fern. Es muß ſehr überraſchen, daß gerade bei der 
politiſcheſten aller Gliederungen, nämlich bei der jener der Wahlbezirke, 
von der Eintheilung der politiſchen Verwaltungsbezirke Umgang genommen 
werden konnte, und das um ſo mehr, als dieſe politiſche Landeseintheilung 
damals eine erſt vor wenigen Jahren geſchaffene war. Als die Landtagswahl⸗ 
ordnungen in's Leben traten, fiel der politiſche und der Gerichtsbezirk 
zuſammen, die Gliederung der Landtagswahlbezirke beruhte daher damals 
und beruht daher auch jetzt begreiflicherweiſe auf der gerichtlichen Eintheilung. 
Seit dem Jahre 1868 war aber die politiſche von der Juſtizverwaltung 
auch in erſter Inſtanz getrennt, es mußte daher die neugeſchaffene 
politiſche Eintheilung, nicht die ſeit 20 Jahren beſtehende gerichtliche 
Organiſation, als die natürliche Baſts der neu in's Leben tretenden 
direeten Reichsrathswahlen gelten. Und es war dies um ſo naheliegender, 
als die Zahl der geſchaffenen Wahlbezirke eine ſehr kleine war, nämlich 
nur 131 in der Curie der Landgemeinden und nur 85 in jener der 
Städte, alſo eine weit geringere, als jene der Bezirkshauptmannſchaften. 
Die Zuſammenlegung von 2 — 4 Bezirkshauptmannſchaften mußte von 
vorneherein als das Naturgemäße erſcheinen, und wenn hiebei ein Gleich— 
maß der Wahlbezirke nicht erreichbar war, ſo iſt damit über die politiſche 
Landeseintheilung das Urtheil geſprochen. Wir wollen und können hier 
nicht unterſuchen, auf welcher Seite die Unrichtigkeit vorliegt, aber das 
kann man ſagen, daß auf einer von beiden, wenigſtens theilweiſe, künſtliche 
Gliederungen geſchaffen fein müſſen. Die Disharmonie wird allerdings 
in der Ausführung dadurch gemildert, daß in der Mehrzahl der Fälle 
die Congruenz der verſchiedenen Gliederungen doch vorhanden iſt, allein 
der Mißſtand bleibt, daß ſchon bei der Bildung der ländlichen Wahl⸗ 
bezirke (Galizien nicht mitgerechnet) 57 Bezirkshauptmannſchaſteu zer⸗ 
riſſen werden. 

Ju allen bisher erörterten Beziehungen kehrt die Erſcheinung 
wieder, daß die Wahlreform von 1873 im Großen und Ganzen an 
dem Grundſatze der Intereſſenvertretung feſthalten und nur im Einzelnen 
eine neue Formulirung finden wollte. Es iſt daher um ſo begreiflicher, 
daß die Wahlreſorm an den Bedingungen des Wahlrechtes in den 
einzelnen Curien keine weſentliche Veränderung vornahm; denn ein jeder 
Verſuch in dieſer Richtung hätte ſie uur von ihrem eng begrenzten 
Ziele abgelenkt. Die Reichsrathswahlordnung begnügte ſich in erſter 
Linie damit, ſolche allgemeine Grundſätze neu zu fixiren, deren Ausſpruch 
durch die bisher in der Praxis gemachten Erfahrungen als nothwendig 
erwieſen war. Hieher gehört vor Allem das Erforderniß der Staats⸗ 
bürgerſchaft, des vollſtreckten 24. Lebensjahres, ſodann die Beſchränkung 
des Frauenwahlrechtes und des Wahlrechtes der activen Militärs auf 
die Curie des Großgrundbeſitzes und die Präciſirung der Modalitäten 
der Wahlbevollmächtigung in dieſer Curie. Außerdem mußten nur noch 
ſolche Normen Aufnahme finden, welche durch die ſeit 1861 veränderte 
Geſetzgebung geboten waren, wie die durch die Grundrechte gebotene 
Gleichſtellung der Gemeindeangehörigen und der vom Realbeſitze, Erwerbe 
oder Einkommen beſteuerten Gemeindegenoſſen und die durch die Straf⸗ 
geſetzuovelle bedingte Redigirung der Wahlausſchließungsgründe. Im 
Uebrigen erhob die Reichsrathswahlordnung einfach das im Momente 
geltende Landtagswahlrecht zum Wahlrechte für den Reichsrath. 

Materiell fiel zunächſt das Landtags⸗ und Reichsrathswahlrecht 
zuſammen, nur formell war es auseinandergehalten, indem die Reviſion 
des letzteren von jener des erſteren unabhängig erklärt, die eine der 
Reichsgeſetzgebung zugewieſen, die andere der Landesgeſetzgebung gewahrt 
wurde. Für den Moment war alſo auf eine einheitliche Normirung des 
Reichsrathswahlrechtes in allen Ländern verzichtet und es wurde ſogar 
daran kein Anſtoß genommen, daß in Folge dieſer Conſtruction das 
Reichsrathswahlrecht von derſelben Perſon in mehreren Ländern, nämlich 
überall dort geübt werden konnte, wo ſie das Landtagswahlrecht beſaß. 
Nur in der Formulirung des paſſiven Wahlrechtes wurden dem unitariſchen 
Zuge der Reform entſprechend die Landesſchrauken durchbrochen, hier 
allerdings ſollte das in irgend einem Lande begründete active Reichsraths⸗ 
wahlrecht oder, üͤberraſchenderweiſe, auch das irgendwo exiſtirende paſſive 
Landtagswahlrecht die Wählbarkeit für den Reichsrath in allen Ländern 
verleihen. Es gibt ſeither, und das iſt eine unitariſche Errungeuſchaft, 
eine Wahlfähigkeit für das ganze Reich, welche außer den ſchon erwähnten 
Vorausſetzungen nur noch an den Beſitz der Staatsbürgerſchaſt ſeit drei 
Jahren und die Zurücklegung des 30. Lebensjahres geknüpft iſt. 

Desgleichen wiederholt ſich der enge Anſchluß der Reichsraths⸗ 
wahlordnung an die Landtagswahlordnungen im weiteren Verlaufe, in 
den Beſtimmungen über die Ausſchreibung, Vorbereitung und Vornahme 
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der Wahlen, und zwar ſowohl formell als materiell, ja beinahe Para⸗ 
graph für Paragraph. Die Modification des Wahlvorganges von Land 
zu Land iſt damit von ſelbſt gegeben. 

Die Ausſchreibnng der Wahlen, das find die weſeutlichen Beſtim⸗ 
mungen, hat über Anordnung des Miniſters des Innern durch den 
Landeschef vermittelſt der Landeszeitungen und vermittelſt Plakaten zu 
erfolgen, und zwar in der Weiſe, daß die vier Wählerclaſſen an ver⸗ 
ſchiedenen Tagen zur Wahl ſchreiten und nur innerhalb einer jeden 
Wählerclaſſe die Wahl in dem ganzen Lande an demſelben Tage beginnt. 

Hiemit iſt es von vorneherein vor Allem nahegelegt, die Wahlen 
in den einzelnen Ländern zeitlich zu trennen und die Agitation der 
politiſchen Parteien zu zertheilen. Es iſt aber ferner der politiſchen 
Agitation auch erſchwert, in einem Lande durchgreifende Siege zu 
erringen, weil der Kampf in jedem Lande auf vier Momente vertheilt 
iſt und die in der einen Wählerclaſſe überrumpelte Partei dadurch die 
Möglichkeit hat, ſich in den anderen zu ſammeln. 

Die Reihenfolge der Wählerclaſſen iſt jetzt noch deutlicher 
beſtimmt als in den Landtagswahlordnungen. Die Landgemeinden 
beginnen die Wahl, es folgen zunächſt die Städte, hierauf, von den 
Städten ausdrücklich getrennt, die Handels- und Gewerbekammern, 
ſchließlich der Großgrundbeſitz; es liegt ſomit in der Natur der Sache, 
daß die oberen Curien als die Reſerven für die in den erſten Wahl- 
gängen unterlegenen Parteien auſgeboten werden. 

Die Größe der Wahlbezirke in Stadt⸗ und Landgemeinden hat es 
ferner nothwendig gemacht, den Wahlvorgang nach Möglichkeit örtlich zu 
zertheilen. In den ſtädtiſchen Wahlbezirken iſt nunmehr jeder in 
dieſe Wählerclaſſe eingereihte Ort in der Regel zugleich Wahlort, 
in den ländlichen Wahlbezirken ſind zwar nicht alle Theilbezirke 
zu Schauplätzen des Wahlactes gemacht, aber doch regelmäßig mehrere 
Wahlorte fixirt. Im Ganzen kommen auf die 85 combinirten 
ſtädtiſchen Wahlbezirke 571, auf die 131 ländlichen Wahldiſtricte 372 
Wahlorte, es iſt ſomit im Durchſchnitte jede ſtädtiſche Wahl von 
dem Kampfe an 6—7 und jede ländliche Wahl von dem Kampfe an 
2 — 3 Plätzen abhängig.) Durch dieſe Theilung des Wahlactes ergibt ſich 
von ſelbſt ein Dämpfer der durch die Unmittelbarkeit der Wahl 
gefteigerten Agitation; der Hauptwahlort eines jeden Bezirkes hat 
lediglich die Bedeutung, daß hier durch den dazu berufenen Beamten 
das Ergebniß der eingeſendeten Wahlacten ermittelt wird, die Wahl- 
agitation muß eine örtlich getheilte bleiben. 

Auch die vielfach geforderte Schriftlichkeit der Wahl iſt durch die 
Reform nur zum Theile gewährt worden, nämlich nur für die drei 
oberen Wählerclaſſen ausnahmslos, während es in den Landgemeinden 
bei der durch die einzelnen Landtagswahlordnungen geſchaffenen Ein 
richtung ſein Bewenden haben ſollte. Dieſe partielle Einführung der 
Stimmzettelwahl hat indeß die Folge gehabt, daß das Inſtitut der 
Wählerliſten im Ganzen, ſowie die Vornahme der Wahl ſelbſt einer 
genaueren Regelung unterworfen wurde. Die Anlage der Wählerliſte 
iſt jetzt in die Häude des Gemeindevorſtehers (nicht des Gemeindevor— 
ſtandes), beziehungsweiſe des Bezirkshauptmannes und Landeschefs 
gelangt, die Publicität der Liſten iſt ſichergeſtellt und das Recht der 
Reelamation mit einem bis zum Landeschef reichenden Inſtanzenzuge 
genau normirt. Im Zuſammenhauge hiemit find die Eautelen des Wahl⸗ 
actes erhöht worden, und zwar namentlich durch die Einführung der 
Stimmliſte neben dem Abſtimmungsverzeichniſſe. Die engere Wahl ſoll 
ferner, wenn der erſte Wahlgang nicht entſcheidet, ſofort, nicht erſt nach 
einem zweiten Wahlverſuche erfolgen; im Falle einer Doppelwahl hat 
der Gewählte längſtens 8 Tage nach Verificirung ſeiner Wahl im 
Abgeordnetenhauſe zu erklären, welche Wahl er annimmt. 


) Die Zuweiſung mehrerer ſtädtiſchen Gemeinden zu einem Wahlorte 
waltet in Oberöſterreich, Steiermark, Kärnten und Salzburg vor; es gibt daher 
weniger ſtädtiſche Wahlorte als zur Wahl in der Städtecurie berechtigte Gemeinden 
(571 gegen 691). 

Bei den Landgemeinden findet ſich fünfmal die Concentration des ganzen 
Wahlbezirkes an einem einzigen Wahlorte, nämlich in Cattaro, Sechshaus, Her⸗ 
nals, Bregenz und Gradiska. Von dieſen Wahlbezirken beſteht aber Sechshaus 
aus einem einzigen Gerichtsbezirke und Cattaro, Gradiska, Hernals greifen 
wenigſtens über den Umfang der Bezirkshauptmannſchaft nicht hinaus; nur der 
Wahlbezirk Bregenz iſt aus Gerichtsbezirken zweier politiſcher Sprengel (Bregenz 
und Feldkirch) gebildet und beſitzt doch nur einen Wahlort. Im Uebrigen fällt 
die Zahl der Wahlorte in den Landgemeinden in der Hauptſache mit der Zahl 
der Bezirkshauptmannſchaften zuſammen; nur in 7 Fällen entbehren politiſche 
Bezirke eines eigenen Wahlortes und in 52 befindet ſich ein Wahlort außerhalb 
des Sitzes einer Bezirkshauptmannſchaft. 


Das Recht der Regierung auf die Leitung der Wahlen endlich, 
und das iſt eine Sache der höchſten Wichtigkeit, iſt jetzt ein ſtärkeres, 
als bei den Landtagswahlen, da die Befugniſſe des Wahlcommiſſärs 
eine ausdrückliche Fixirung gefunden haben und die Regierung auf die 
Bildung der Wahlcommiſſion ſelbſt einen erhöhten Einfluß beſitzt. Bei 
den Urwahlen in den Landgemeinden bildet der Wahlcommiſſär aller⸗ 
dings wie nach den Landtagswahlordnungen mit dem Gemeindevor⸗ 
ftande die Wahlconmiſſion, bei den Wahlverſammlungen der Wahl— 
männer aber und bei den Wahlen in den Städten und im Groß⸗ 
grundbeſitze hat die Regierung nach der Reichsrathswahlordnung ſtets 
das Recht, Commiſſiousmitglieder in gleicher Zahl mit den Wahlberechtig- 
ten ſelbſt zu ernennen, während die Beſtellung des Vorſitzenden der 
Cooptation durch die Commiſſion überlaſſen bleibt. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Gegen die Geſtattung der Fortführung eines Gaſtgewerbes durch 
die Witwe ſteht der Gemeinde kein Einwendungsrecht zu. 


Andreas G. beſaß die Conceſſion zum Betriebe des Gaft- und 
Schankgewerbes (Ausſchauk von Wein, Bier und Branntwein, Verab⸗ 
reichung von Speiſen, Frendenbeherbergung und Haltung von erlaubten 
Spielen) in feinen Haufe Nr. 17 in B. und ſtarb anfangs Juli 1884. 
Er hatte bereits zu feinen Lebzeiten feinem Sohne Richard G., welcher 
in B. Nr. 17 ein Kaufmannsgeſchäſt betrieb, factiſch den Betrieb 
des Gaſt⸗ und Schankgewerbes überlaſſen und ihm auch dieſes Haus 
ſammt Betriebseinrichtung verkauft. 

Mit dem Geſuche vom 13. November 1884 hat Richard G. 
unter Vorlage des Erwerbſteuerſcheines feines Vaters um die Umſchrei— 
bung der Conceſſion auf feinen Namen gebeten. 

Nachdem Richard G. bereits großjährig iſt, mußte dieſes Geſuch 
nach § 56 der Gewerbeordnung als ein Geſuch um die Ertheilung 
dieſer Conceſſion aufgefaßt werden und es hat daher die Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft in F. die Aeußerung der Gemeinde B. eingeholt. 

Die Gemeinde B. bat um die Abweiſung des Geſuches. 

Die Bezirkshauptmaunſchaft hat unterm 5. Jänner 1885, 8. 87, 
dem Coneeſſionsgeſuche mit Rückſicht auf die Lage des Hauſes, dann 
wegen Abganges der perſönlichen Eignung des Geſuchſtellers, endlich im 
Hinblicke auf die localen Verhältniſſe in B. keine Folge gegeben. 

Am 17. Jänner 1885 beſchwerte ſich die Witwe Thereſia G., 
daß ihr Sohn Richard G. nicht berechtigt war, den Erwerbſtenerſchein 
ihres Gatten zurückzulegen und bat, nachdem ſie Willens ſei, die Con 
ceſſion als Witwe nach $ 56 der Gewerbeordnung weiter zu betreiben, 
um Rückerfolgung des fraglichen Erwerbſteuerſcheines. 

Die Bezirkshauptmaunſchaft ließ dieſen Erwerbſteuerſchein gemäß 
§ 56 des Gewerbegeſetzes für die Witwe Thereſia G. umſchreiben und 
ihr ausfolgen. 

Hiegegen hat die Gemeinde B. einen Recurs an die Statthalterei 
eingebracht, in welchem ſie darlegte, daß die Thereſia G. anfangs als 
Witwe die Conceſſion ihres verſtorbeuen Gatten weitergeführt, dann 
aber den Betrieb eingeſtellt und den Erwerbſteuerſchein zurückgelegt habe. 
Darauf ſei der Sohn der Thereſia G. um die Coneeſſion eingeſchritten 
und auf Grund der negativen Aeußerung der Gemeinde abgewieſen 
worden. Erſt nach dieſem abweislichen Beſcheide wolle die Witwe auf 
einmal wieder die Conceſſion nach $ 56 der Gewerbeordnung weiter 
betreiben. Die Gemeinde glaubt daher, daß, nachdem die fragliche Con— 
ceſſion bereis erloſchen ſei, jetzt um eine nene eingeſchritten und die 
Gemeinde um ihre Aeußerung befragt werden muß. 

Die Statthalterei wies mit dem Erlaſſe vom 22. Juli 1885, 
Z. 20.870, dieſer Recurs mit Rückſicht auf die Beſtimmung des § 56, 
Alinea 4 des Geſetzes vom 15. März 1883, R. G. Bl. Nr. 39, als 
unſtatthaft zurück. 

Das k. k. Miniſterium des Junern hat über deu Miniſterialrecurs 
der Gemeinde B. unterm 4. November 1855, zur Z. 16.304, nach⸗ 
ſtehend entſchieden: „Das Miniſterium des Innern findet dem Recurſe 
der Gemeinde B. gegen die Statthaltereientſcheidung vom 22. Juli 
1885, Z. 20.870, mit welcher die Beſchwerde der Gemeinde B. gegen 
die von der Bezirkshauptmaunſchaft in F. mit dem Beſcheide vom 
23. Jäuuer 1885, Z. 1207, verfügte Zulaſſung der Thereſia G. zum 
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Betriebe des Gaſt⸗ und Schankgewerbes in B. Haus Nr. 17 nach 
ihrem verſtorbenen Gatten als unſtatthaft zurückgewieſen wurde, keine 
Folge zu geben.“ ; 


Der Gemeinde ſteht es nicht zu, eine Polizeiſperrſtunde für 

Schanklocale feſtzuſetzen. Die Ueberſchreitung der vom Gemeinde: 

vorſtande feſtgeſetzten Polizeiſtunde kann daher auch nicht ale 

eine Nichtbeachtung der auf die Ausübung des Gewerbes bezüglichen 

Vorfchriften im Sinne des $ 138 der Gewerbeordnung angeſehen 
werden. 

Mit dem Beſcheide der Bezirkshauptmannſchaft in T. vom 
28. April 1883, Z. 4433, wurde dem Emanuel G., Kaufmann, 
Wein⸗ und Branntweinſchänker in P., aus dem Grunde, weil er fein 
Branntweinſchauklocale am 3. und 19. April 1883 mit Ueberſchreitung 
der vom Gemeindevorſtande in P. für Branntweinſchänker feſtgeſetzten 
Polizeiſtunde offengelaſſen hat und bereits früher vom Gemeindevorſtande 
wegen Ueberſchreitung der Polizeiſtunde zweimal mit Geldſtrafen belegt 
worden iſt, mit Hinweis auf $ 138 der Gewerbeordnung vom 20. December 
1859 eine Verwarnung unter gleichzeitiger Androhung der Entziehung 
der Branntweinſchank-Conceſſion erteilt. 

Die Statthalterei hat mit der Entſcheidung vom 19. Juli 1884, 
3. 52.577, dem Recurſe des Emanuel G. gegen dieſen bezirkshaupt⸗ 
mannſchaftlichen Beſcheid keine Folge gegeben. 

Das k. k. Miniſterium des Junern hat am 5. April 1886, 
3. 4953, diesfalls entſchieden wie folgt: 

„Das k. k. Miniſterium des Innern findet über den Miniſterial— 
recurs des Emauuel G. die citirten Entſcheidungen der Bezirkshaupt 
maunſchaft und der Statthalterei aus nachſtehenden Gründen zu beheben: 

Die dem Emanuel G. ertheilte Verwarnung unter gleichzeitiger 
Androhung der Entziehung der Brauntweinſchank-Conceſſion iſt geſetzlich 
unbegründet, weil die Ueberſchreitung der vom Gemeindevorſtande ſeſt 
geſetzten Polizeiſtunde als eine Nichtbeachtung der auf die Ausübung 
ſeines Gewerbes bezüglichen Vorſchriften nicht angeſehen werden kann, 
und der Gemeindevorſtand, indem er durch die Feſtſetzung einer Polizei 
ſtunde für Branntweinſchänken eine der Sache nach gewerbepolizeiliche 
Verfügung traf, feinen Wirkungskreis überſchritteu hat. Es kaun daher 
dieſer Beſcheid der Bezirkshauptmannſchaft, ſowie die denſelben beſtäti— 
gende Entſcheidung der Statthalterei nicht aufrecht erhalten werden. 

Gleichzeitig wird der Bezirkshauptmannfchaft in T. in Betreff 
der vom Gemeindevorſtande in P. am 26. März 1881 erlaſſenen, am 
14. Mai 1882 und 27. März 1883 erneuerten Anordnung wegen 
Feſtſetzung einer Polizeiſtunde für Kaufmannsläden und Brauntweinſchänken 
die Amtshandlung im Sinne des $ 103 der Gemeindeordnung aufgetragen.“ 


—T. 
Geſetze und Verordnungen. 
1885. II. Semeſter. 
Landesgeſetz- und Verordnungsblatt für die Markgrafſchaft 


Mähren. 


XI. Stück. Ausgeg. am 29. Juli. — 27. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters in Mähren vom 1. Juli 1885, betreffend die Ueberſiedlung des behörd— 
lich autoriſirten Civilgeometers Karl Kafka von Boskowitz nach Protiwanow. — 
28. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 2. Juli 1885, betreffend 
die Autoriſirung des techniſchen Inſpectors der Dampfkeſſel⸗Unterſuchungs⸗ und 
Verſicherungs⸗Geſellſchaft in Wien Anton Serravalle zur Erprobung und perio- 
diſchen Unterſuchung der Dampfkeſſel der Geſellſchaftsmitglieder in Mahren. — 
29. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 7. Juli 1885, betreffend 
die Ueberſiedlung des behördlich autoriſirten Civilgeometers Anton Zippelius von 
Olmütz nach Brünn. — 30. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren 
vom 19. Juli 1885, betreffend die Ueberſiedlung des behördlich autorifirten 
Civilgeometers Anton Prihoda von Littau nach Deutſch⸗Liebau. 

XII. Stück. Ausgeg. am 28. Auguſt. — 31. Kundmachung des mähriſchen 
Landesausſchuſſes vom 4. Juli 1885, womit die Satzungen des Verbandes der 
allgemeinen Unterſtützungscaſſe der ſreiwilligen Feuerwehren und organiſirten 
Gemeinde⸗Feuerwehren in Mähren herausgegeben werden. 

XIII. Stück. Ausgeg. am 9. September. — 32. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters in Mähren vom 24. Juli 1885, betreffend die Oeffentlichkeits⸗Erklärung 
des neuerbauten Bezirks⸗Krankenhauſes in Wolin. — 33. Kundmachung des 
k. k. Statthalters in Mähren vom 14. Auguſt 1885, womit die Aetivirung der 
zufolge des Geſetzes vom 24. Mai 1885, R. G. Bl. Nr. 90, betreffend die 


Zwangsarbeits⸗ und Beſſerungsanſtalten und der diesbezüglichen Durchführungs⸗ 
verordnung des k. k. Miniſteriums des Innern vom 26. Juli 1885, R. G. Bl. 
Nr. 106, bei der k. k. Statthalterei gebildeten Commiſſion verlautbart wird. 
34. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 29. Auguſt 1885, 
betreffend die Ueberſiedlung des behördlich autoriſirten Civilgeometers Franz 
Frank von Jägerndorf nach Butſchowitz. 

XIV. Stück. Ausgeg am 16. October. — 35. Kundmachung des k. k. 
Statthalters in Mähren vom 5. September 1885, betreffend die Koſten der 
Inſtandhaltung der Fenſterverglaſungen in den auf Grund des Einquartierungs⸗ 
geſetzes beigeſtellten Militär⸗Unterkünften. 

XV. Stück. Ausgeg. am 30. October. — 36. Kundmachung des k. k. 
Statthalters in Mähren vom 16. October 1885, betreffend die Benennung der 
Sanitätsdiſtricte. 

XVI. Stück. Ausgeg. am 14. November. — 37. Kundmachung des k. k. 
Statthalters in Mähren vom 17. October 1855, betreffend die Oeffentlichkeits⸗ 
Erklärung des von der Gemeinde Neulerchenfeld bei Wien errichteten „Kron⸗ 
prinzeſſin Stephanie⸗Spitales“. 38. Kundmachung des k. k. Statthalters in 
Mähren vom 20. October 1885, betreffend die Ueberſiedlung des behördlich 
autoriſirten Civilingenieurs Karl Biberle von Proßnitz nach Brünn. — 39. Kund⸗ 
machung des k. k. Statthalters in Mähren vom 24. October 1885, betreffend 
die Beſtimmung der Bahnſtationen Koſtel und Tiſchnowitz als Ein⸗ und Aus⸗ 
ladeſtationen für Transporte von Wiederkäuern. — 40. Kundmachung des 
mähriſchen Landesausſchuſſes vom 31. October 1885, betreffend die 60. Ver⸗ 
loſung der mähriſchen Grundentlaſtungs⸗ Obligationen. — 41. Kundmachung 
des mähriſchen Landesausſchuſſes vom 2. November 1885, betreffend die 26. Ver- 
loſung der mähriſchen Propinations⸗Ablöſungs⸗Obligationen. 42. Kund⸗ 
machung des k. k. Statthalters in Mähren vom 3. November 1885, betreffend 
eine Ergänzung der Durchführungsverordnung vom 10. December 1883, 
L. G. Bl. Nr. 78, zu dem Landesgeſetze für Mähren vom 16. December 1882, 
L. G. Bl. Nr. 1 ex 1883, bezüglich der Beitragsleiſtung der Feuerverſicherungs⸗ 
Geſellſchaften zu den Koſten der Feuerwehren und zur Unterſtützung verunglückter 
Feuerwehrmänner. 

XVII. Stück. Ausgeg. am 12. December. — 43. Kundmachung des k. k. 
Statthalters in Mähren vom 10. November 1885, womit eine proviſoriſche 
Inſtruction, betreffend die ſanitätspolizeiliche Unterſuchung der gebrannten 
geiſtigen Getränke und ihrer Erzeugungs⸗ und Verkaufsſtätten verlautbart wird. 

XVIII. Stück. Ausgeg. am 24. December. — 44. Kundmachung des k. k. 
Statthalters in Mähren vom 21. November 1885, betreffend die Höhe der Ver⸗ 
pflegskoſten im St. Johann⸗Spitale in Salzburg. — 45. Kundmachung des k. k. 
Statthalters in Mühren vom 28. November 1885, betreffend die Feſtſetzung der 
Verpflegstaxe in der öffentlichen Krankenanſtalt in Iglau für das Jahr 1886. 
— 46. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 10. December 1885, 
betreffend die Verleihung des Befugniſſes eines Civilgeometers. — 47. Kund⸗ 
machung des k. k. Statthalters in Mähren vom 12. December 1885, betreffend 
die Verleihung des Befugniſſes eines behördlich autoriſirten Ciwilgeometers. 

XIX. Stück. Ausgeg. am 31. December. 48. Kundmachung des k. k. 
Statthalters in Mähren vom 16. December 1885, betreffend die Verleihung des 
Befugniſſes eines behördlich autoriſirten Civilgeometers. 


Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Kronland Herzogthum 
Ober⸗ und Nieder⸗Schleſien. 

VIII. Stück. Ausgeg. am 15. September. — 31. Kundmachung des k. k. 
Landespräſidenten von Schleſien vom 27. Juni 1885, Z. 6681, mittelſt welcher 
eine neue detaillirte Ueberficht der politiſchen Eintheilung des Herzogthums Ober⸗ 
und Nieder⸗Schleſien verlautbart wird. 

IX. Stück. Ausgeg. am 9. November. — 32. Kundmachung des k. k. 
Landespräſidenten von Schleſien vom 28. Juni 1885, Z. 7340, betreffend den 
Koſtenpreis der neuen Arbeitsbücher. — 33. Kundmachung des k. k. Landes⸗ 
präfidenten von Schleſien vom 4. Juli 1885, Z. 7507, betreffend die Verleihung 
des Befugniſſes eines Civilgeometers. — 34. Kundmachung des k. k. Landes⸗ 
präſidenten von Schleſien vom 25. Juli 1885, Z. 8527, betreffend die Zuer⸗ 
kennung des Oeffentlichkeitsrechtes für das Bezirks⸗Krankenhaus zu Wolin in 
Böhmen und die Feſtſetzung der Verpflegstaxe für dasſelbe. — 35. Kundmachung 
der k. k. ſchleſiſchen Landesregeirung vom 1. Auguſt 1885, 3. 8960, betreffend 
die Stationirung des techniſchen Inſpectors Anton Serravalle in Mähriſch⸗Oſtrau. 
— 36. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten von Schleſien vom 30. Auguſt 
1885, Z. 10.000, betreffend die Stempel⸗ und Gebührenfreiheit für die bei Aus⸗ 
führung der Regulirung des Weidefluſſes und des Weichſelfluſſes ſammt Neben⸗ 
flüſſen ſich ergebenden Eingaben, Amtshandlungen, Verträge und ſonſtigen Ur⸗ 
kunden. — 37. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten von Schleſien vom 
10. September 1885, 8. 9714, betreffend die fernere Bemauthung der Oder⸗ 
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brücken in Odrau. — 38. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten von 
Schleſien vom 21. September 1885, Z. 10.224, betreffend die Ueberſiedlung des 
behördlich autoriſirten Civilgeometers Franz Frank von Jägerndorf nach Butſcho⸗ 
witz in Mähren. — 39. Kundmachung der k. k. ſchleſiſchen Landesregierung 
vom 12. October 1885, Z. 11.730, betreffend die Stationirung des techniſchen 
Inſpectors Johann Hornung in Bielitz. — 40. Kundmachung des k. k. Landes⸗ 
präſidenten von Schleſien vom 17. October 1885, Z. 12.039, betreffend die Er- 
klärung des von der Gemeinde Neulerchenfeld in Niederöſterreich unter dem 
Namen „Kronprinzeſſin Stephanie⸗Spital“ errichteten Spitales als eine allgemeine 
öffentliche Krankenanſtalt. 

X. Stück. Ausgeg. am 23. November. — 41. Verordnung der Minifterien 
des Innern, des Ackerbaues und der Finanzen vom 10. November 1885 zur 
Durchführung des Geſetzes vom 6. April 1885, L. G. Bl. Nr. 19, betreffend 
die Regulirung des Weichſelfluſſes ſammt Nebenflüſſen in Schleſien. 

XI. Stück. Ausgeg. am 4. December. — 42. Kundmachung des k. k. 
Landespräſidenten von Schleſien vom 15. November 1885, 3. 12.421, betreffend 
die Ueberſiedlung des behördlich autoriſirten Civilgeometers Alfred Rotter von 
Friedeberg nach Zuckmantel. — 43 Kundmachung des k. k. Landespräſidenten 
von Schleſien vom 16. November 1885, Z. 12.750, betreffend die Umlegung des 
unbedeckten Erforderniſſes der ſchleſiſchen Handels- und Gewerbekammer im Jahre 
1886. — 44. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten von Schleſien vom 
19. November 1885, Z. 12.833, in Betreff der ferneren Bemauthung der 
Bezirksſtraße von Würbenthal über Gabel und Waldenburg nach Thomasdorf. 
— 45. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten von Schleſien vom 21. Novem⸗ 
ber 1885, Z. 13.615, betreffend die Feſtſetzung der Verpflegstaxe im St. 
Johannes⸗Spitale zu Salzburg. 


Landesgeſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Königreich Galizien 
und Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau. 


XIV. Stück. Ausgeg. am 20. Juli. — Nr. 38. Kundmachung des k. k. 
Statthalterei⸗Präſidiums vom 9. Juli 1885, Z. 6633, Praes., betreffend die 
Aenderung einiger Beſtimmungen des Statutes der Landesbank des Königreichs 
Galizien und Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau. 

XV. Stück. Ausgeg. am 30. September. — Nr. 39. Geſetz vom 7. Juli 
1885, wirkſam für das Königreich Galizien und Lodomerien ſammt dem Groß⸗ 
herzogthume Krakau, womit einige Beſtimmungen des Straßengeſetzes vom 
18. Auguſt 1866 geändert werden. Nr. 40. Kundmachung der k. k. Finanz⸗ 
Landesdirection vom 20. Juli 1885, Z. 50.576, womit der bei der Drucklegung des 
im II. Stücke des Landesgeſetz, und Verordnungsblattes vom Jahre 1876 unter 
Nr. 3 kundgemachten Linien⸗Verzehrungsſteuertarifes für die Stadt Lemberg unter⸗ 
lauſene Druckfehler berichtigt wird. 

XVI. Stück. Ausgeg. am 15. October. — Nr. 41. Geſetz vom 17. Februar 1885, 
betreffend die Vertilgung der Kleeſeide und ſchädlicher Diſteln. — Nr. 42. Verordnung 
der k. k. Statthalterei vom 20. Auguſt 1885 über die Durchführung des Landes⸗ 
geſetzes vom 17. Februar 1885, betreffend die Vertilgung der Kleeſeide und der 
Ackerdiſteln. — Nr. 43. Kundmachung des k. k. Statthalterei⸗Präſidiums vom 
27. Auguſt 1885, Z. 8259/Praes., womit die Verordnung des k. k. Juſtizmini⸗ 
ſteriums betreffend die Zuweiſung der Gemeinde Swiecany zum Sprengel des 
Bezirksgerichtes Jaslo verlautbart wird. — Nr. 44. Kundmachung des k. k. 
Statthalterei⸗Präſidiums vom 27. Auguſt 1885, Z. 8259/Praes., betreffend die 
Belaſſung der Gemeinde Swiecany im Sprengel der k. k. Bezirkshauptmannſchaft 
in Jasko. — Nr. 45. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 6. September 1885, 
betreffend die den Waſſergenoſſenſchaften zur Regulirung des Nowy⸗Brenfluſſes, dann 
zur Regulirung der Waſſerläufe zwiſchen dem Wisklokafluſſe und der Debica⸗ 
Tarnobrzeger Landesſtraße zukommende Stempel⸗ und Gebührenfreiheit. 

XVII. Stück. Ausgeg. am 1. November. — Nr. 46. Kundmachung der 
k. k. galiziſchen Poſt⸗ und Telegraphendirection vom 4. October 1885, Z. 26.701, 
wegen Feſtſetzung des Rittgeldes für die Zeit vom 1. October 1885 bis Ende 
März 1886. — Nr. 47. Kundmachung des k. k. Statthalterei⸗Präſidiums vom 
19. October 1885, 8. 9470/Praes., womit die Verordnung des k. k. Juſtiz⸗ 
miniſteriums vom 18. September 1885, 3. 16.108, betreffend die Errichtung 
eines Bezirksgerichtes in Zabno verlautbart wird. — Nr. 48. Kundmachung des 
k. k. Statthalterei⸗Präſidiums vom 19. October 1885, 3. 9470/Praes., betreffend 
die Ausſcheidung mehrerer Ortſchaften aus ihren bisherigen politiſchen Bezirken 
und deren Zuweiſung zu dem Sprengel der k. k. Bezirkshauptmannſchaft in 
Dabrowa. 

XVIII. Stück. Ausgeg. am 25. November. — Nr. 49. Kundmachung des 
Landesausſchuſſes für das Königreich Galizien und Lodomerien ſammt dem Groß⸗ 
herzogthume Krakau vom 20. October 1885, Z. 53.630, betreffend die Feſt⸗ 
ſetzung der Verpflegstaxe für das allgemeine Krankenhaus zu Podhajce. 


Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Herzogthum Bukowina. 


VIII. Stück. Ausgeg. am 3. Juli. 11. Kundmachung der Bukowinaer 
k. k. Landesregierung vom 28. Juni 1885, 8. 7502, betreffend die Ertheilung 
eines ausſchließlichen Privilegiums auf eine neue Kluppe zum Meſſen der Durch⸗ 
meſſer von Bäumen au Anton Dagonfsky. 

IX. Stück. Ausgeg. am 28. Juli. — 12. Kundmachung des Bufowinaer 
Landesausſchuſſes vom 21. Juli 1885, Z. 1933, betreffend die Verlegung des 
Mauthſchrankens auf der Czernowitz⸗Zuryner Bezirksſtraße. 

X. Stück. Ausgeg. am 8. September. — 13. Kundmachung des Landes⸗ 
ausſchuſſes des Herzogthums Bukowina vom 30. Auguſt 1885, 3. 2334, 
betreffend die Verlegung der derzeit auf der Kuczurmik-Moſſoröwkaer Bezirks⸗ 
ſtraße in Pohorloutz befindlichen Mauth nach Okna. 

XI. Stück. Ausgeg. am 20. September. 14. Kundmachung des Landes⸗ 
ausſchuſſes des Herzogthums Bukowina vom 15. September 1885, Z. 2439, 
betreffend die Verlegung der in Nepolokoutz auf der Kotzman⸗Oſchechlib⸗Nepo⸗ 
lokoutzer Bezirksſtraße beſtehenden Mauth. 

XII. Stück. Ausgeg. am 9. October. 15. Kundmachung der k. k. Poſt⸗ 
und Telegraphendirection in Czernowitz vom 4. October 1885, Z. 7173, betreffend 
die Feſtſetzung des Poſtrittgeldes für die Zeit vom 1. October 1885 bis Ende 
März 1886. 

XIII. Stück. Ausgeg. am 28. October. — 16. Kundmachung des Landes⸗ 
ausſchuſſes des Herzogthums Bukowina vom 13. October 1885, Z. 2608, 
betreffend die Aufſtellung der Mauthen auf der Suezawa-Boſſancze⸗Nemericzenier 
und der Suczawa⸗Liteni⸗Mazanajeſtier Bezirksſtraße. 

XIV. Stück. Ausgeg. am 12. November. — 17. Edict vom 6. November 1885, 
betreffend die Feſtſtellung der 26jährigen Dauer des Propinationsrechtes in dem 
Herzogthume Bukowina. 

XV. Stück. Ausgeg am 31. December. — 18. Kundmachung der Bnko⸗ 
winaer k. k. Landesregierung vom 23. December 1885, Z. 13.962, womit die 
Abſchnitte III und VII der neuen Inſtruetion zur Ausführung der Wehrgeſetze 
verlautbart werden. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Hof» und Miniſterialrathe im Miniſterium 
des kaiſerlichen Hauſes und des Aeußern Ludwig von Doczy den Orden der 
eiſernen Krone zweiter Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Sectionsrath Hugo Freiherrn Glanz von 
Aicha zum Hof und Miniſterialrathe ernannt, dann dem Sectionsrathe Dr. 
Ernſt Ritter von Khu taxfrei den Titel und Charakter eines Hof- und Mini- 
ſterialrathes, dem mit Titel und Charakter eines Sectionsrathes bekleideten Hof- 
und Miniſterialſeeretär Dr. Adalbert Edlen von Fuchs eine ſyſtemiſirte Sections⸗ 
rathsſtelle, dem mit Titel und Charakter eines Hof- und Miniſterialſeeretärs 
bekleideten Concipiſten erſter Claſſe Maximilian Freiherrn von Biegeleben eine 
ſyſtemiſirte Hof⸗ und Miniſterialſecretärsſtelle und dem Conceptsprakticanten Dr. 
Guido Edleu von Mende den Titel und Charakter eines Hof- und Mini- 
ſterialconcipiſten zweiter Claſſe verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsdirector im k. k. Fiuanzminiſterium 
Karl Demmer taxfrei den Titel und Charakter eines Oberfinanzrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Cabinetsconcipiſten, Hofſecretär Paul Frei⸗ 
herrn von Guſſich anläßlich ſeines freiwilligen Austrittes aus dem Staatsdienſte 
das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereiſecretüär Hugo Linhart in 
Brünn anläßlich deſſen Penſionirung den Titel eines Statthaltereirathes taxfrei 
verliehen. 

0 Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne in Luditz Karl Rößler 
anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines Statthaltereirathes 
taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Rechunngsrathe der Forft- und Domänen⸗ 
Directiou in Görz Bartholomäus Moſettig taxfrei den Titel und Charakter 
eines Oberrechnungsrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrevidenten der k. k. Bergdirection 
in Pribram Emanuel Poche taxfrei den Titel und Charakter eines Rechnungs⸗ 
rathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Aſſiſtenten des Trieſter Punzirungsamtes 
Franz Eodelli das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Gemeindevorſteher Johann Stonawski in 
Nieder⸗Liſchna das ſilberne Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 
Bauadiuncten Johann Dlabac, Hugo Franz und Johann Mraſick zu 
Ingenieuren für den Staatsbaudienſt in Böhmen ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Poſtſecretär Anton Schaffranek zum Poſt⸗ 
amts⸗Director in Prag ernannt. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den mit Titel und Charakter 
eines Ober⸗Rechnungsrathes bekleideten Rechnungsrath Joſeph Pizzala zum 
Ober⸗Rechnungsrathe der ſtatiſtiſchen Centralcommiſſion ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuer-Oberinſpector Sebaſtian Rainalter 
zum Steuer⸗Oberinſpector der Innsbrucker Finanz⸗Landesdirection ernannt. 
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Der Ackerbauminiſter hat den Rechnungsrath der Forſt⸗ und Domänen- 
Direction in Salzburg Ignaz Schufter zum Oberrechnungsrathe ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Vorſtand der Bergverwaltung Klauſen, 
Bergrath Florian Schneider zum Vorſtande der Bergverwaltung Kirchbichl, 
den Caſſier der Bergdirection Brüx Wilhelm Möller zum Haupteaſſier, den 
Kanzlei⸗Offtcial Johann Korb zu Pribram zum Bergdirections⸗Concipiſten, den 
Kanzlei⸗ Official Michael Junger zu Saufen zum Cafjier, die Bergmeiſter 
Joſeph Kors ic zu Klauſen, Anton Edlen von Poſch zu Kitzbühel und Johann 
Zadrazil zu Kirchbichl zu Bergverwaltern, den Aufbereitungs⸗Ingenieurs⸗ 
Adjuncten Anton Kavan zu Pribram zum Aufbereitungs⸗Ingenieur und den 
Hüttenmeiſter Franz Nekvapil in Brixlegg zum Hüttenverwalter, ſämmtliche 
unter Belaſſung auf ihren bisherigen Dienftorten, ernannt. 

Der Statthalter in Niederöſterreich hat die Concepts⸗Prakticanten der 
k. k. Polizei-Direction in Wien Ferdinand Fink und Adolph Porm zu Con- 
cipiſten dieſer Polizei⸗Direction ernannt. 


Erledigungen. 


Kanzliſtenſtelle bei der k. k. Berghauptmannſchaft in Wien 
eilften Rangsclaſſe, bis Ende Auguſt. (Amtsbl. Nr. 163.) 

Liquidatorsſtelle beim k. k. Verſatzamte in Wien, eventuell eine Caſſiers⸗ 
ſtelle erſter Claſſe, eine Liquidators⸗Adjuncten⸗ oder Caſſiersſtelle zweiter Claſſe, 
eventuell eine Secretärs⸗ oder Pfänderverwahrersſtelle erſter Claſſe, oder eine 
Pfänderverwahrersſtelle zweiter Claſſe, oder eine Caſſiersſtelle dritter Claſſe, 
eventuell eine Pfänderverwahrersſtelle dritter, beziehungsweiſe vierter Claſſe, 
eventuell eine Protokolliſtenſtelle erſter, beziehungsweiſe zweiter Claſſe, eventuell 
eine Journaliſtenſtelle, eventuell eine Officialsſtelle, bis Ende Auguſt. (Amtsbl. 
Nr. 163. 

ee unadjutirte, bei der k. k. Finanz⸗Direction 
in Linz, bis Mitte Auguſt. (Amtsbl. Nr. 165.) 

Salinen-Arztensſtelle mit jährlich 700 fl. Beſtallung und 200 fl. Pauſchale 
im ſalinen⸗ und forſtämtlichen Curbezirke Auſſee in Steiermark, bis Ende 
Auguſt. (Amtsbl. Nr 167.) 

Bauprafticantenftelle bei der k. k. Seebehörde in Trieſt mit 600 fl. 
Adjutum, bis 20. Auguſt. (Amtsbl. Nr. 168.) 
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den Erkeuntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 11 der Erkenntniſſe 1886. 
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